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6 Ausblick

Diese Forschungsarbeit beschreibt die Schicksale von 59 von fürsorgerischen
Zwangsmassnahmen Betroffenen in Schaffhausen. Sie gibt jedoch lediglich
Einblick in ein System, das die gesamte Gesellschaft durchdrang. Entsprechend
bieten sich diverse Anknüpfungspunkte für weiterführende Forschung.

Es hat sich gezeigt, dass die Finanzen ein eminent wichtiger Faktor für
diverse fürsorgerische Entscheide waren. Sie konnten im Rahmen dieser Arbeit
jedoch nur am Rande thematisiert werden. Welchen Einfluss etwa hatte die Höhe
der Kostgelder auf die Einweisung der Kinder und Jugendlichen in die einzelnen

Institutionen? Vermutlich würde eine Analyse der Geldflüsse viel Licht
ins Geflecht der einzelnen Akteure und Institutionen bringen und helfen, die
Mechanismen zu verstehen.

Besonders bedauerlich ist, dass es im Rahmen dieser Arbeit nicht möglich
war, in einem wissenschaftlichen Kontext Gespräche mit den Betroffenen zu
führen. In vielen Dossiers bekommt man zwar die Ahnung einer Biografie, doch

spürt man bei der Lektüre, dass es noch viel mehr zu erzählen gäbe. Es wäre

von grossem Wert, die Geschichten der Betroffenen zu sammeln. So wäre es

auch möglich, die Zeit nach den Zwangsmassnahmen zu beleuchten. In vielen
Fallakten zeigt sich, dass die ehemaligen Zöglinge mit ihren traumatischen Erlebnissen

und der Stigmatisierung bis heute zu kämpfen haben. Vor einigen Jahren
wurde gemäss Claudia Scheidegger, die im Bundesamt für Justiz die Gesuche um
Solidaritätsbeiträge bearbeitete, festgestellt, dass 80 Prozent der von fürsorgerischen

Zwangsmassnahmen Betroffenen, die ein Gesuch um Soforthilfe eingereicht

haben, an Krebs erkrankt sind.4'5 Nach ihrer Zeit in Heimen und Anstalten
hatten es die fremdplatzierten Jugendlichen oft schwer, in den Arbeitsmarkt
einzusteigen. Das Recht auf Bildung war ihnen faktisch verwehrt worden. Viele
landeten in Tieflohnbranchen oder waren gar nicht arbeitsfähig. Es folgte eine

Verarmungs- und Verelendungsspirale.
Wie das Kapitel über die Rechtslage am Beispiel Schulgesetz gezeigt hat,

liegt ausserdem der Verdacht nahe, dass noch immer ganze Gruppen von Betroffenen

nicht wissen, dass sie überhaupt von fürsorgerischen Zwangsmassnahmen
betroffen waren und Anrecht auf einen Solidaritätsbeitrag haben. Hier wäre
schnell weitere historische Forschung und Aufklärungsarbeit geboten.

415 Vgl. Hauss/Lengwilcr/Ziegler, Erinnerung, S. 79.
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